
Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief
Handlungsfeld er der Klimaanpassung

Innovation 1: Sicherung von Flächen für den Kaltlufttransport 

Bezeichnung Vorranggebiet Kaltlufttransport

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Augleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Regionale Klimamodellierung, eigene Erhebungen

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit der Vorranggebiete Kaltlufttransport ist zu erhalten und zu 
verbessern. Planungen und Maßnahmen, die abriegelnde Wirkungen haben oder 
Luftschadstoffe emittieren, sowie Aufforstungen im unmittelbaren Abflusskanal 
sind mit dem Vorranggebiet unvereinbar.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Aufforstung, Hochwasserschultz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Sied-
lung und Verkehr
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